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Pa.Iv. für eine Sessionswoche pro Monat im
Parlament (04.491)

Parlamentsorganisation

Dass die Geschäftslast des Parlaments in den letzten Jahrzehnten zugenommen hat, gilt
als unbestritten. Ständerat Pierre-Alain Gentil (sp, JU) reichte deshalb eine
parlamentarische Initiative ein, welche anstelle des heutigen Systems der vier Sessionen
à drei Wochen (plus eine zum Usus gewordene einwöchige Sondersession im Frühjahr)
einen Monatsrythmus mit einer Sessionswoche einführen will. Da im Ferienmonat
August keine Session und in den beiden Monaten Juni (Staatsrechnung) und Dezember
(Budget) zwei Wochen geplant wären, bliebe die gesamte Sitzungsdauer bei dreizehn
Wochen. Sein Vorschlag führe zu grösserer Effizienz infolge einer einfacheren
Sessionsplanung und -vorbereitung sowie einer Beschleunigung des Verkehrs zwischen
den beiden Ratskammern, argumentierte Gentil. Die SPK des Nationalrats unterstützte
diesen Vorstoss nicht, wohl aber diejenige des Ständerats. Die kleine Kammer beschloss
auf ihren Antrag mit 19 zu 15 Stimmen der Initiative Folge zu geben. Die SPK-NR lehnte
auch eine gleich lautende Initiative Dupraz (fdp, GE) (04.483) ab. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2005
HANS HIRTER

Nach deren Annahme durch den Ständerat befasste sich auch der Nationalrat mit der
parlamentarischen Initiative von Pierre-Alain Gentil (sp, JU) und dem gleichzeitig
eingereichten und gleichlautenden Vorstoss von Nationalrat Dupraz (fdp, GE) (04.483)
für die Ersetzung des heutigen Systems der vier Sessionen à drei Wochen (plus eine
zum Usus gewordene einwöchige Sondersession im Frühjahr) durch einen neuen
Rhythmus mit einer Sessionswoche pro Monat. Auf Antrag ihrer SPK lehnte die grosse
Kammer beide Initiativen im Verhältnis zwei zu eins ab. Das wichtigste Argument der
Gegner war, dass damit die zeitliche Belastung für einen Milizparlamentarier noch
grösser würde, da er sich praktisch permanent mit politischen Geschäften befassen
müsste. Der Ständerat gab nach und beschloss in einer zweiten Abstimmung, der
Initiative ebenfalls keine Folge zu geben. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.06.2006
HANS HIRTER

Überprüfung der Sessionsdaten zur besseren
Koordination von Parlamentsmandat und
Familienleben (Po. 06.3844)

Familienpolitik

Der Nationalrat überwies ein Postulat Teuscher (gp, BE) ans Büro mit der Aufforderung,
den Zeitplan insbesondere für die Herbst- und die Wintersession zu überprüfen, damit
es möglichst wenige Überschneidungen mit den Schulferien gibt, um so ein
Parlamentsmandat besser mit dem Familienleben koordinieren zu können. 3

POSTULAT
DATUM: 23.03.2007
MARIANNE BENTELI

Neuer Sitzungsrhythmus im Parlament (Pa.Iv.
11.453)

Parlamentsmandat

Eine parlamentarische Initiative Galladé (sp, ZH) verlangte einen neuen
Sessionsrhythmus, der die Vereinbarkeit des Parlamentsmandates mit Beruf, Familie
und Aus- bzw. Weiterbildung verbessere. Die Miliztauglichkeit werde aufgrund
unregelmässiger und wenig berechenbarer Sitzungszeiten strapaziert. Es seien Modelle
auszuarbeiten, die auf einem regelmässigeren Rhythmus aufbauten – die Initiantin
schlug als Beispiel wöchentliche Plenums- und Kommissionssitzungen jeweils von
Montag bis Mittwoch vor. Die Mehrheit der staatspolitischen Kommission empfahl dem
Nationalrat, der Initiative keine Folge zu geben, da es nicht möglich sei, ein Modell zu
finden, das den sehr unterschiedlichen Bedürfnissen der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier gerecht würde. Eine Kommissionsminderheit wies allerdings darauf hin,
dass das heutige System vielen Personen ein Parlamentsmandat verunmögliche, da

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2012
MARC BÜHLMANN
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dieses nicht mit der privaten oder beruflichen Situation vereinbar sei. Die Initiative
könnte deshalb auch zu einer verbesserten Repräsentativität des Parlaments führen.
Dieses Argument verfing im Rat allerdings nur bei links-grün: die geschlossenen GP, GLP
und SP-Fraktionen standen mit ihren 69 Stimmen gegen die 89 bürgerlichen Stimmen
auf verlorenem Posten. 4

Erhöhung des Sessionsrhythmus (Pa.Iv.
13.410)

Parlamentsmandat

Die Idee eines neuen Sessionsrhythmus war wie bereits im Vorjahr ein Thema. Die
Staatspolitische Kommission des Nationalrates empfahl jedoch eine im Berichtjahr
eingereichte parlamentarische Initiative Feri (sp, AG) zur Ablehnung. Durch häufigere,
dafür aber kürzere Sessionen versprach sich Feri eine bessere Vereinbarkeit von Beruf,
Familie und Politik. Sie nahm damit die bereits im Vorjahr aufgrund verschiedener
gesundheitlicher Probleme und Rücktritte einiger Parlamentarier angefachte Diskussion
um die Machbarkeit des Milizsystems wieder auf. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.08.2013
MARC BÜHLMANN

Der Nationalrat folgte mit 105 zu 63 Stimmen seiner SPK und gab der parlamentarischen
Initiative Feri (sp, AG) keine Folge, die eine Erhöhung des Sessionsrhythmus gefordert
hätte, z.B. alle zwei Monate Session während zwei Wochen. Dies würde nicht nur der
veränderten Zusammensetzung des Parlaments, in dem immer mehr auch Erziehende
sitzen, sondern auch den beruflichen Verpflichtungen neben dem Parlamentsmandat
besser Rechnung tragen – so die Begründung für den Vorstoss. Die SPK wollte dieser
Argumentation nicht folgen. Das jetzige System mit vier dreiwöchigen Sitzungen hätte
sich über Jahrhunderte bewährt. Es gäbe sehr unterschiedliche berufliche und
familiäre Situationen, denen man so oder so nicht allen gerecht werden könne. Das
Begehren erhielt zwar ausser aus der SVP- und der BDP-Fraktion aus allen Fraktionen
einige Sympathiestimmen, nur die SP-Fraktion sprach sich aber geschlossen dafür aus. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.05.2014
MARC BÜHLMANN

Angaben über die Zusammensetzung der
Bundesversammlung (Po. 13.3691)

Parlamentsmandat

Bei der Vorbereitung einer parlamentarischen Initiative stiess Yvonne Feri (sp, AG) auf
Schwierigkeiten, weil systematische Angaben über die Zusammensetzung der
Bundesversammlung sowie Angaben zur zeitlichen Auslastung der Parlamentarierinnen
und Parlamentarier fehlen. Feri regte deshalb via Postulat einen Bericht an, der die
gesellschaftliche Zusammensetzung der Bundesversammlung über die Zeit beleuchtet
sowie das Zeitbudget und die Bedürfnisse der Parlamentsmitglieder erhebt. Der
Nationalrat folgte allerdings seinem Büro und lehnte das Postulat ab. Solche Studien
müssten von unabhängiger, wissenschaftlicher Seite indiziert werden und nicht von der
Bundesversammlung. In der recht lebendigen Debatte wurden dabei auch die Vor- und
Nachteile des Milizsystems im Vergleich zu einem Berufsparlament diskutiert, was sich
letztlich auch im Links-Rechts-Graben bei der Ablehnung des Vorstosses zeigte, der nur
bei der Ratslinken Unterstützung fand. 7

POSTULAT
DATUM: 13.03.2014
MARC BÜHLMANN
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Sitzungszeiten (Pa.Iv. 14.463)

Parlamentsorganisation

Die Sitzungszeiten während der Sessionen sind im Nationalrat seit 1974 unverändert:
Montag von 14.30 bis 19.00 Uhr, Dienstag von 8.00 bis 13.00 Uhr, Mittwoch von 8.00 bis
13.00 und 15.00 bis 19.00 Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 13.00 Uhr und in der letzten
Sessionswoche von 15.00 bis 19.00 Uhr sowie am Freitag der letzten Sessionswoche von
8.00 bis 11.00 Uhr. Bei grosser Geschäftslast oder dringlichen Geschäften können auch
Nachtsitzungen von 19.00 bis 22.00 Uhr einberufen werden. Im Ständerat beginnen die
Sitzungen seit 2007 am Morgen jeweils um 8.15 Uhr. Zwar wollte damals auch der
Nationalrat den Sitzungsbeginn anpassen, ein von der grossen Kammer gutgeheissener
Ordnungsantrag von J. Alexander Baumann (svp, TG) verhinderte dies jedoch. Mit einer
Ende 2014 eingereichten parlamentarischen Initiative verlangte Maria Bernasconi (sp,
GE) einen Sitzungsbeginn entsprechend dem ständerätlichen Stundenplan –  also
ebenfalls um 8.15 Uhr. Ihre Begründung beruht dabei weniger auf einer Harmonisierung
der Sitzungszeiten als vielmehr in der Anpassung an den Umstand, dass immer mehr
Parlamentarierinnen und Parlamentarier Elternpflichten hätten: Ein um 15 Minuten
nach hinten verschobener Sitzungsbeginn am Morgen sei vor allem hinsichtlich der
Ankunftszeiten der Züge familienverträglicher. 
Das Büro des Nationalrates (Büro-NR) gab der Initiative Ende August 2015 Folge und
nahm sich einer Reform des Geschäftsreglements des Nationalrates an.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.08.2015
MARC BÜHLMANN

Anfang Februar legte das Büro des Nationalrates (Büro-NR) seinen Bericht zur Änderung
der Sitzungszeiten vor, wie sie von einer parlamentarischen Initiative Bernasconi (sp,
GE) angeregt worden war. Wie im Ständerat sollen die Sitzungen laut dem Vorschlag des
Büros erst um 8.15 Uhr und nicht bereits um 8.00 Uhr beginnen. Die so insgesamt
verlorenen 150 Minuten Sitzungszeit sollen kompensiert werden, indem die
Montagssitzungen bereits um 14.15 statt 14.30 Uhr und die Nachmittagssitzungen am
Mittwoch sowie am Donnerstag der letzten Sessionswoche bereits um 14.30 statt um
15.00 Uhr beginnen sollen. Dadurch würde insgesamt sogar 15 Minuten Sitzungszeit
gewonnen, was in Anbetracht der Ausfälle aufgrund von Fraktionsausflügen und
Feierlichkeiten aber nötig sei. Das Büro beantragt gleichzeitig, die Sitzungszeiten nicht
mehr im Geschäftsreglement festzuschreiben, sondern die Kompetenz zur Festlegung
der Sitzungszeiten, wie im Ständerat, dem Büro selber zu überlassen. Zwei SVP-
Vertreter des Büros (Roland Büchel (SG)  und Adrian Amstutz (BE)) bildeten eine
Minderheit und beantragten das Nichteintreten auf die Vorlage, da sie keinen
Handlungsbedarf sahen. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.02.2016
MARC BÜHLMANN

Die aufgrund einer parlamentarischen Initiative Bernasconi verfasste Reform des Büros
des Nationalrates wurde in der Frühjahrssession 2016 beraten. Die Initiantin war im
Herbst 2015 zurückgetreten und folglich nicht mehr im Saal zugegen. Die Sprecherin
des Büros, Edith Graf-Litscher (sp, TG), machte sich im Namen des Büros für das
Anliegen stark. Damit Eltern am Abend nach Hause fahren können, sei der Beginn der
Sitzungen auf 8.15 Uhr anzusetzen. Die Züge könnten dann so gewählt werden, dass
man rechtzeitig zum Beginn der Debatten wieder in Bern sei. Roland Rino Büchel (svp,
SG) bezeichnete den Titel der Initiative als Etikettenschwindel. Es gehe nicht darum,
Väter und Mütter zu unterstützen, sondern eine Ausrede zu finden, am Abend nach
Hause zu fahren und trotzdem die Übernachtungsentschädigung einstreichen zu
können. Zudem sei der Saal am Morgen – auch um 8.15 Uhr – jeweils praktisch leer. Er
glaube nicht, dass sich dies mit einer Verschiebung des Sitzungsbeginns ändere. Büchel
nahm zudem Bezug auf Medienberichte, welche die Vorlage als Schlafmützen-Initiative
bezeichnet und ebenfalls auf den am Morgen sehr leeren Ratssaal hingewiesen hätten.
Er beantragte deshalb, als Vertreter der Minderheit des Büros, nicht auf die Vorlage
einzutreten. Man solle sich von der Initiantin bzw. dem Titel der parlamentarischen
Initiative ("Der Nationalrat soll an die Väter und Mütter in seinen Reihen denken!") nicht
an der Nase herumführen lassen. Obwohl die bürgerlichen Fraktionen in der Frage
gespalten waren – auch innerhalb der SVP selbst – wollte eine Mehrheit des Rates mit
92 zu 73 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) nicht auf die Vorlage eintreten. Damit beginnen
die Sitzungen des Nationalrates nach wie vor eine Viertelstunde früher als jene des
Ständerates. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
MARC BÜHLMANN
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Persönliche Mitarbeitende (Pa.Iv. 15.445)

Parlamentsorganisation

Nur mit dem Stichentscheid ihres Präsidenten Heinz Brand (svp, GR), bei 12 zu 12
Stimmen und einer Enthaltung, gab die SPK-NR einer parlamentarischen Initiative
Aebischer Folge, die persönliche Mitarbeitende für Parlamentsmitglieder fordert. Im
Parlamentsressourcengesetz ist geregelt, dass Parlamentarierinnen und Parlamentarier
eine Jahrespauschale von CHF 33'000 für Personal- und Sachausgaben erhalten.
Matthias Aebischer (sp, BE) schlägt nun vor, dass diese Pauschale mit der Ermöglichung
der Anstellung von persönlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ersetzt werden soll.
Der Bund müsste für maximal 80 Stellenprozent aufkommen und eine Jahrespauschale
von CHF 10'000 für die Infrastruktur der Mitarbeitenden zur Verfügung stellen.
Aebischer argumentierte mit zunehmender Arbeitsbelastung, die nicht nur zu
gesundheitsgefährdender Überlastung, sondern auch dazu führe, dass visionäre Ideen
auf der Strecke blieben. 
Die Kommission wies in der Begründung ihres positiven Beschlusses darauf hin, dass
die Qualität der parlamentarischen Arbeit gesichert werden müsse. Nicht nur müssten
Parlamentsmitglieder gut informiert sein, um Regierung und Verwaltung die Stirn bieten
zu können, sondern die Repräsentationsfunktion des Mandats bringe es auch mit sich,
dass zahlreiche Anfragen von Medien und Bürgerschaft beantwortet werden müssten.
Dies sei alleine kaum mehr zu bewältigen. Die starke Minderheit wollte sich für das
bisherige System einsetzen, weil dieses mehr Flexibilität erlaube. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.04.2016
MARC BÜHLMANN

Im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission sprach sich die SPK-SR gegen die Idee
eines Kredits für persönliche Mitarbeitende aus und empfahl die parlamentarische
Initiative Aebischer (sp, BE) mit acht zu vier Stimmen bei einer Enthaltung zur
Ablehnung. Mit dem dafür vorgesehenen Pauschalbetrag für Personal- und
Sachausgaben könne jedes Ratsmitglied selber entscheiden, ob es eine persönliche
Mitarbeiterin oder einen persönlichen Mitarbeiter anstellen wolle. Ein von der Initiative
geforderter entsprechender Kredit würde hingegen hohe Mehrkosten verursachen. 
Die Pauschalentschädigung war aufgrund einer Studie zu den Entschädigungen der
Parlamentarierinnen und Parlamentariern allerdings in der Presse auf Kritik gestossen. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2017
MARC BÜHLMANN

Es seien eineinhalb Jahre vergangen, in denen sich die SPK-NR mit zahlreichen
Vorstössen zum Einkommen der Parlamentarierinnen und Parlamentarier habe
befassen müssen. Die Beratungen dazu hätten gezeigt, dass eine Überprüfung von
Einkommen und Spesen der Mitglieder der Bundesversammlung nicht angemessen sei.
Die Bedürfnisse der einzelnen Ratsmitglieder seien derart verschieden, dass allgemeine
Regelungen nicht angebracht seien. Dies gelte auch für die Idee eines Pauschalbetrags
für persönliche Mitarbeitende, wie man in der Zwischenzeit festgestellt habe. Aus
diesem Grund habe die Kommission ihre Meinung geändert und empfehle nun die
entsprechende parlamentarische Initiative von Matthias Aebischer (sp, BE) zur
Ablehnung.
Der Sozialdemokrat machte sich im Rat noch einmal stark für sein Anliegen. Die
parlamentarische Arbeit würde an Qualität gewinnen und die Ratsmitglieder hätten
vielleicht auch einmal ein wenig Zeit und Musse, um neue Visionen zu entwickeln, wenn
ein maximal zu 80 Prozent angestellter persönlicher Mitarbeiter oder eine persönliche
Mitarbeiterin zur Verfügung stünde. Da diese Personen von der Bundesadministration
angestellt würden, führe dies auch zu keiner Mehrbelastung. Die Idee sei übrigens nicht
neu, sondern bereits 1991 diskutiert worden – so Aebischer. Matthias Jauslin (fdp, AG)
betonte hingegen die Position der SPK-NR: Die aktuelle Regelung erlaube wesentlich
mehr Flexibilität. Dieses Argument und der Hinweis, dass der Vorschlag nicht nur mehr
Kosten verursache, sondern auch zu einer weiteren Professionalisierung des
Milizparlaments führen würde, wie Jean-Luc Addor (svp, VS) betonte, schienen dann
letztlich in der grossen Kammer zu verfangen: 123 bürgerliche Stimmen aus der SVP-,
der CVP-, der FDP- und der BDP-Fraktion reichten locker aus, um die parlamentarische
Initiative gegen die 61 vor allem links-grünen und grünliberalen Stimmen zu versenken. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.03.2018
MARC BÜHLMANN

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 5



Vereinbarkeit von Familie und Parlament (Po.
17.3210)

Parlamentsorganisation

Mittels Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Parlament wollte Cédric
Wermuth (sp, AG) das Milizsystem stärken. Vor allem für jüngere Parlamentarierinnen
und Parlamentarier mit Kindern im vorschul- oder schulpflichtigen Alter sei es
schwierig, Familien- und Parlamentsarbeit unter einen Hut zu bringen. Die
Kinderbetreuung bleibe vor allem während den Sessionen in den meisten Fällen dem
familiären Umfeld, der Partnerin oder dem Partner vorbehalten. Das sei nicht nur
stossend, sondern mit ein Grund, weshalb so wenig Frauen im Parlament vertreten
seien. Die ungleichen Chancen würden das Milizsystem diskreditieren und im
schlimmsten Fall sogar dazu führen, dass auf politisches Engagement verzichtet wird.  
Das Büro-NR, das bei Annahme des Postulats Verbesserungsmöglichkeiten hätte
vorschlagen sollen, verwies in seiner ausführlichen Stellungnahme auf zahlreiche
Vorstösse, mit denen bereits früher eine Anpassung des Sitzungsrhythmus oder der
Sitzungszeiten verlangt worden war, die aber allesamt vom Rat selber abgelehnt worden
seien. Einzig das Postulat Teuscher habe 2007 dazu geführt, dass die Sessionen – soweit
möglich – den Schulferien angepasst worden seien. Weil die Familien- und
Wohnsituation der Nationalrätinnen und Nationalräte sehr unterschiedlich sei, würde
eine Änderung der Sessionsorganisation immer auch individuelle Nachteile schaffen.
Dass eine Änderung einen hohen administrativen Aufwand und hohe Kosten bedeuten
und zudem nur einem Teil der Rätinnen und Räte Vorteile bringen würde, komme
erschwerend hinzu. Das Büro beantragte entsprechend die Ablehnung des Postulats,
wogegen sich eine GP/SP-Minderheit wehren wollte. 
Das Thema wurde von den Medien bereits im Vorfeld der Debatte dankbar
aufgenommen und im Rat wurde das Postulat entsprechend ausführlich diskutiert.
Cédric Wermuth versuchte, für seine Idee Werbung zu machen, indem er auf die
Bedeutung von Traditionen hinwies. Diese seien wichtig, müssten aber den
gesellschaftlichen Realitäten angepasst werden. Dass die Ratsmitglieder sehr
unterschiedliche Ansichten über Tradition und Anpassungen haben, zeigte sich dann im
deutlichen links-bürgerlichen Graben bei der Abstimmung über den Vorstoss. Die
geschlossenen SP-, GP- und GLP-Fraktionen standen einem fast geschlossen Nein
stimmenden bürgerlichen Block gegenüber. Abweichlerinnen und Abweichler gab es
lediglich bei der CVP (3), der FDP (1) und der BDP (2). Die insgesamt 65 befürwortenden
Stimmen unterlagen freilich den 123 Nein-Stimmen deutlich (1 Enthaltung) und der
Vorstoss wurde entsprechen versenkt. 13

POSTULAT
DATUM: 06.06.2017
MARC BÜHLMANN

Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Politik
(Po. 18.4252)

Parlamentsmandat

Mit dem Postulat Feri sollte eine Prüfung der Vereinbarkeit von Beruf, Familie und
Politik vorgenommen werden. Yvonne Feri (sp, AG) wies in ihrem Anliegen darauf hin,
dass sich die Parlamentsarbeit stark verändert habe, die Komplexität der Dossiers
zunehme und immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier Familienarbeit
übernähmen. Eine Studie habe zudem gezeigt, dass Parlamentsmitglieder sehr viel Zeit
für politische Arbeit aufwendeten. Um Milizarbeit leben zu können, müsse also die
Vereinbarkeit von Parlamentsarbeit, Beruf und Betreuungsarbeit analysiert werden.
Dies sah auch das Büro-NR so und erwähnte in seiner Begründung gleich einen ganzen
Strauss verschiedener Vorstösse, die in letzter Zeit ähnliche Ideen verfolgt hatten. Die
parlamentarischen Initiativen Aebischer (sp, BE; Pa.Iv. 15.445), Roth-Bernasconi (sp, GE;
Pa.Iv. 14.463), Feri (Pa.Iv. 13.410), Galladé (sp, ZH; Pa.Iv. 11.453) und Dupraz (fdp, GE;
Pa.Iv. 04.483), oder die Postulate Feri (Po. 13.3691), Teuscher (gp, BE; Po. 06.3844) oder
Zisyadis (pda, VD; Po. 01.3232) seien zwar mehrheitlich erfolglos geblieben, die
Regelmässigkeit der Einreichung dieser Vorstösse zeige aber, dass das Anliegen nicht
nur dauerhaft aktuell sei, sondern zukünftig wohl auch noch an Bedeutung gewinnen
könnte. Das Büro beantragte deshalb Annahme des Postulats und forderte einen
umfassenden Bericht, der auch mögliche Verbesserungen und Anpassungen aufzeigen
sollte. 
Keine Freude an dieser Empfehlung, die in der Regel zu einer stillschweigenden

POSTULAT
DATUM: 22.03.2019
MARC BÜHLMANN
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Überweisung führt, hatte Thomas Aeschi (svp, ZG), der das Postulat bekämpfte, was
bedeutet, dass es in einer der nächsten Nationalratssessionen zur Diskussion
traktandiert werden wird.

In der Sommersession 2019 kam es schliesslich zur Debatte um das Postulat Feri, das
einen Bericht zu einer besseren Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Politik verlangt.
Yvonne Feri (sp, AG) machte sich für ihr Anliegen stark, indem sie an die Ratskolleginnen
und -kollegen appellierte, ihre Idee als Chance und nicht als Gefahr zu sehen. Die
Arbeitsweise des Parlaments werde seit Jahren mit zahlreichen Vorstössen hinterfragt,
stecke aber nach wie vor in veralteten Strukturen. Ein Überdenken aller möglichen
Varianten könne nicht nur zeigen, ob es vielleicht gar keine Veränderungen brauche,
sondern vielleicht auch ganz neue Wege öffnen. Thomas Aeschi (svp, ZG), der das vom
Büro zur Annahme empfohlene Postulat bekämpft hatte, sah darin hingegen keine
Chance, sondern lediglich eine neue, teure, mit Steuergeldern finanzierte Studie, die
letztlich nichts ändern werde. Es sei besser, konkrete Anliegen vorzubringen, als immer
wieder neue Berichte zu schreiben. Edith Graf-Litscher (sp, TG) nahm Stellung für das
Büro und sah – auch aufgrund der zahlreichen Vorstösse der letzten Jahre – die Zeit
reif für eine fundierte Analyse zur Vereinbarkeit von Ratsarbeit, Familie, Beruf und
Ausbildung. Der Nationalrat nahm das Postulat mit 109 zu 62 Stimmen bei 2
Enthaltungen an. 14

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN

Anfang Mai 2023 äusserte sich das Büro-NR in einer Medienmitteilung zu seinen
Erkenntnissen, die es auf der Basis eines Schlussberichtes der Firma Econcept erlangt
hatte, welcher zur Beantwortung des Postulats von Yvonne Feri (sp, AG) für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Politik in Auftrag gegeben worden war. 
Der Bericht war zum Schluss gekommen, dass sich die Herausforderungen für eine
bessere Vereinbarkeit in den letzten 20 Jahren kaum verändert hätten.
Haupthindernisse seien nach wie vor die hohe Arbeitsbelastung durch ein
Parlamentsmandat und die notwendige Anwesenheit während der Sessionen. Diese
Hindernisse hätten demokratiepolitisches Problempotenzial, weil sie bestimmte
Gesellschafts- und Berufsgruppen von einer Kandidatur ausschlössen. Im Moment sei
es unabdingbar, dass während Sessionen Familien- und Berufsarbeit reduziert oder
abgegeben werden müssten. Dies könnten sich aber nicht alle Menschen leisten. Der
Bericht diskutierte verschiedene Massnahmen, mit denen dieses Problem gelindert
werden könnte: eine zeitliche Verkürzung der Sessionen; höhere Entlohnung
persönlicher Mitarbeitender, die dadurch mehr Unterstützung leisten können;
Stellvertretungslösungen; digitale Teilnahmemöglichkeiten; oder Gleichstellung der
Parlamentstätigkeit mit einer unselbständigen Tätigkeit, um den Versicherungsschutz zu
erhöhen. Der letzte Punkt beruhte auf einer Zusatzstudie, die bei der
Versicherungsdeckung von Parlamentarierinnen und Parlamentariern Lücken und
Doppelspurigkeiten aufgezeigt hatte. 
Das Büro beschloss laut Medienmitteilung, die Punkte zur Versicherungsdeckung und
zur besseren Unterstützung der Ratsmitglieder durch persönliche Mitarbeitende
weiterzuverfolgen und entsprechende parlamentarische Initiativen einzureichen, und
beantragte, das Postulat abzuschreiben.
In der Sommersession 2023 kam der Nationalrat diesem Antrag stillschweigend nach. 15

BERICHT
DATUM: 12.06.2023
MARC BÜHLMANN

Stellvertretung für Parlamentarierinnen und
Parlamentarier (Po. 18.4370)

Parlamentsmandat

Es gebe Momente im Leben, in welchen Absenzen Sinn machen würden, so Irène Kälins
(gp, AG) Versuch, ihr Postulat für eine Regelung für eine Stellvertretung für
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihren Ratskolleginnen und -kollegen
schmackhaft zu machen. Als Parlamentsmitglied sei man zwar verpflichtet, an Rats- und
Kommissionssitzungen teilzunehmen, bei Mutterschaft – in Zukunft vielleicht auch bei
Vaterschaft – oder längerer Krankheit sei dies aber über einige Zeit nicht möglich.
Lange Absenzen könnten aber mit einer Stellvertreterlösung vermieden werden. Eine
solche auszuarbeiten schlug Kälin dem Büro-NR vor. Dieses verwies in der Person
seiner Kommissionssprecherin Edith Graf-Litscher (sp, TG) auf die Verfassung, die

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN
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weder eine Delegation des Mandates noch eine Stellvertretung vorsehe. Zwar gebe es
Kantone, die ein Vertretungssystem kennen (GE, GR, JU, NE, VS), andere hätten dieses
System aber bewusst nicht eingeführt (BE, BS). Es wäre aber nicht nur eine
Verfassungsänderung nötig, auch der organisatorische Umsetzungsaufwand wäre
beträchtlich. Dies sahen wohl auch die meisten der 125 ablehnenden Nationalrätinnen
und Nationalräte so, die das Postulat gegen 54 Stimmen aus dem rot-grün-grünliberalen
Lager (3 Enthaltungen und ein Nein von der Kommissionssprecherin) verwarfen. 16

Mutterschaft und Parlamentsmandat (Kt.Iv.
19.311, Kt.Iv.20.313, Kt.Iv.20.323 und
Kt.Iv.21.311)

Parlamentsmandat

Gleich drei Kantone wollten das Parlament mittels Standesinitiativen auffordern, für
eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft und Parlamentsmandat zu sorgen. Das
aktuelle Recht sieht vor, dass der Anspruch auf Mutterschaftsentschädigung erlischt,
wenn die Mutter ihre Erwerbstätigkeit wieder aufnimmt. Da auch ein Parlamentsmandat
als Erwerbstätigkeit gilt, kann eine Parlamentarierin, die Mutter geworden ist, während
ihres Mutterschaftsurlaubs weder an Kommissionssitzungen noch an Sessionen
teilnehmen, ohne den Anspruch auf Erwerbsersatz auch bei ihrer hauptberuflichen
Tätigkeit zu verlieren. Die Kantone Zug (Kt.Iv. 19.311), Luzern (Kt.Iv. 20.323) und Basel-
Landschaft (Kt.Iv. 20.313) forderten in gleichlautenden Anträgen eine Anpassung der
Bundesgesetzgebung, damit Parlamentarierinnen auf allen föderalen Stufen nach der
Geburt eines Kindes ihr Legislativmandat ausüben können, ohne den Anspruch auf
Mutterschaftsentschädigung und Mutterschutz zu verlieren. 
Es gehe nicht an, dass sozialrechtliche Bestimmungen Frauen an der Ausübung eines
Mandats als Volksvertreterin hinderten, begründete die SPK-SR in einer
Medienmitteilung Mitte November 2020 ihren 11 zu 1-Entscheid (1 Enthaltung), den drei
Kantonsbegehren Folge zu geben. In der Presse wurde im Zusammenhang mit
Mutterschaft und Parlamentsmandat auch die Möglichkeit einer virtuellen Teilnahme an
Ratsdebatten diskutiert. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.12.2020
MARC BÜHLMANN

An ihrer Sitzung Ende Januar 2021 hiess auch die SPK-NR die drei Standesinitiativen der
Kantone Basel-Landschaft (Kt.Iv. 20.313), Luzern (Kt.Iv. 20.323) und Zug (Kt.Iv. 19.311), die
eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft und Parlamentsmandat forderten,
einstimmig gut. Mütter sollen an Parlaments- und Kommissionssitzungen teilnehmen
können, ohne dadurch ihren Anspruch auf Mutterschaftsentschädigung zu verlieren. Mit
diesem Folgegeben muss die SPK-SR eine Teilrevision des Erwerbsersatzgesetzes
ausarbeiten. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.01.2021
MARC BÜHLMANN

Gleich vier Standesinitiativen verlangten eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft
und Parlamentsmandat. Die Kantone Zug (Kt.Iv. 19.311), Basel-Landschaft (Kt.Iv. 20.313),
Luzern (Kt.Iv. 20.323) und Basel-Stadt (Kt.Iv. 21.311) beanstandenden, dass eine Frau laut
geltendem Recht ihre Mutterschaftsentschädigung verliere, wenn sie während ihres
Mutterschaftsurlaubs ihrer Tätigkeit als Parlamentarierin nachkomme und
Sitzungsgelder erhalte. Die Parlamentstätigkeit sei aber mit Erwerbstätigkeit nicht
gleichzusetzen, da es sich um ein durch die Wahlbevölkerung erteiltes politisches
Mandat handle. 
Die SPK-SR und die SPK-NR erteilten allen vier Vorstössen ihre Zustimmung und die
ständerätliche Kommission arbeitete einen Entwurf für eine Revision des
Erwerbsersatzgesetzes aus, der Mitte August 2022 in die Vernehmlassung geschickt
wurde. Vorgesehen sind Ausnahmeregelungen für Sitzungen, bei denen eine
Stellvertretung nicht möglich ist – auf nationaler Ebene also die Ratssitzungen.
Umstritten war, ob die Ausnahmen auch für Kommissionssitzungen gelten sollen.
Aufgenommen wurden schliesslich auch Kommissionstätigkeiten, allerdings nur dann,
wenn keine Stellvertretungsregelung besteht. Die Kommission hatte auch einen
Einbezug von Exekutiv- und Judikativmandaten sowie eine Ausweitung auf alle Frauen,
also auch solche ohne politisches Mandat, diskutiert, diese Überlegungen aber
schliesslich verworfen. Die Vernehmlassung dauerte bis November 2022. 19

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.08.2022
MARC BÜHLMANN
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Ende März veröffentlichte die SPK-SR den Bericht zur Vernehmlassung der Umsetzung
der vier Standesinitiativen (ZG: 19.311, BL: 20.313, LU: 20.323, BS: 21.311), die eine
bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft und Parlamentsmandat verlangen. Konkret
sollen Frauen nach der Geburt eines Kindes ihre Mutterschaftsentschädigung nicht
mehr verlieren, wenn sie ein politisches Legislativmandat wahrnehmen. Aktuell erlischt
der Anspruch, wenn eine Erwerbstätigkeit wieder aufgenommen wird, wozu auch die
Arbeit als Parlamentarierin gezählt wird. Dies führt dazu, dass gewählte
Parlamentarierinnen entweder nicht an Sitzungen teilnehmen oder aber den Auftrag
der Wählenden wahrnehmen, dadurch aber auf ihre Entschädigung verzichten müssen.
Dies soll mit einer Revision des Erwerbsersatzgesetzes geändert werden. Die Vorlage
sieht vor, dass eine Teilnahme an Plenar- oder Kommissionssitzungen auf allen drei
föderalen Ebenen durch eine Frau – Männer bzw. Vaterschaftsurlaubsregelungen
wurden explizit ausgenommen – deren Anspruch auf Mutterschaftsentschädigung nicht
mehr beeinträchtigt, es sei denn, es bestehe eine Stellvertretungslösung.

Die Mehrheit der 53 eingegangenen Stellungnahmen in der Vernehmlassung
unterstützten den Umsetzungsvorschlag. Von den 25 antwortenden Kantonen (GR hatte
auf eine Stellungnahme verzichtet), sprachen sich 18 dafür aus, Aargau, Nidwalden und
Genf wollten die Einschränkung durch die Stellvertreterlösungen streichen und
Solothurn wollte nicht bloss Plenar- und Kommissionssitzungen, sondern sämtliche mit
einem Mandat verbundenen Tätigkeiten aufführen. Gegen die Vorlage stellten sich
Appenzell Ausserrhoden, Thurgau und Schwyz, die eine Aufweichung des
Mutterschutzes befürchteten: Die Regelung könnte dazu führen, dass sich Mütter mit
einem politischen Mandat verpflichtet fühlten, ihren Mutterschaftsurlaub zu
unterbrechen, so die Begründung. EVP, FDP, GLP, GP, Mitte und SP begrüssten die
geplante Umsetzung, die SVP lehnte sie ab, weil sie eine Besserbehandlung von
Politikerinnen gegenüber anderen berufstätigen Frauen bedeute. Umstritten war die
Vorlage bei den Verbänden. Bei den Gewerkschaften begrüsste der SGB die Vorlage
grundsätzlich, warnte aber vor weiteren Lockerungen; Travail.Suisse stellte sich gegen
jegliche Lockerung des Mutterschutzes und lehnte die Vorlage ab. Die
Arbeitgeberverbände (SAV und SGV) kritisierten die Ungleichbehandlung und forderten
eine Lockerung der Kriterien für Mutterschaftsurlaub für alle Frauen, standen der
Vorlage also eher ablehnend entgegen. Verschiedene Frauenverbände (AllianceF, SKG
und SVF) begrüssten die Vorlage zwar, verlangten aber weitere Flexibilisierungen
hinsichtlich zeitlicher Gestaltung des Mutterschaftsurlaubs generell und einen Verzicht
auf die Ausnahme hinsichtlich Stellvertretungsregelung. Es könne bei
Kommissionssitzungen, die häufig Stellvertretungsregelungen kennen, wichtig sein,
persönlich anwesend zu sein. 
Die SPK-SR beschloss aufgrund der Vernehmlassungsresultate, an der ursprünglichen
Lösung festzuhalten und lediglich die Teilnahme an Kommissions- und Plenarsitzungen
zu regeln, im Falle von möglichen Stellvertretungslösungen aber keine Ausnahmen zu
machen. Die Vorlage geht in die parlamentarische Beratung. 20

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.03.2023
MARC BÜHLMANN

Nachdem sich der Bundesrat Ende Mai 2023 in seiner Stellungnahme für den Vorschlag
der SPK-SR ausgesprochen hatte, Mutterschaft und Parlamentsmandat durch eine
Ausnahmeregelung im Erwerbsersatzgesetz besser vereinbar zu machen, gelangte die
Vorlage, die auf mehrere Standesinitiativen zurückging (ZG: Kt.Iv. 19.311, BL: Kt.Iv.
20.313, LU: Kt.Iv. 20.323, BS: Kt.Iv. 21.311) in den Ständerat, der als Erstrat darüber zu
befinden hatte. 
Lisa Mazzone (gp, GE) erinnerte als Kommissionssprecherin daran, dass es mit der
Vorlage nicht darum gehe, den Mutterschaftsurlaub auszubauen, sondern einzig darum,
jungen Müttern zu erlauben, ein Legislativamt auszuüben, ohne den Anspruch auf
Mutterschaftsentschädigung zu verlieren. Im Moment sei es noch so, dass der Anspruch
auf Entschädigung für den neben dem Parlamentsmandat ausgeübten Beruf entfalle,
sobald im Parlament auch nur ein Knopf für eine Abstimmung gedrückt werde. Das
stelle vor allem Parlamentarierinnen auf Kantons- und Gemeindeebene, die den Auftrag
ihrer Wählerinnen und Wähler auch während des Mutterschaftsurlaubs wahrnehmen
wollen, vor Probleme, da das Milizprinzip dort noch verbreiteter sei als auf nationaler
Ebene und die Frauen dort häufiger hauptberuflich noch einer anderen Tätigkeit
nachgehen. Es sei der SPK-SR aber wichtig zu betonen, dass mit dieser
Ausnahmeregelung keine Aufweichung des Mutterschaftsurlaubs durch die Hintertür
angestrebt werde; sie gelte lediglich für Parlamentarierinnen, weshalb die Änderung der
Erwerbsersatzordnung mit der Vorlage denn auch minimal sei. Man habe bewusst
darauf verzichtet, die Regelung auch auf die Exekutive und die Judikative auszuweiten,
zudem gelte sie nur dann, wenn für ein Legislativamt keine
Stellvertretungsmöglichkeiten vorgesehen seien, wie dies etwa in den nationalen

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.06.2023
MARC BÜHLMANN
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ständigen Kommissionen der Fall ist. Sie sei froh, dass man heute über ein Problem
rede, das «es vor ein paar Jahrzehnten noch überhaupt nicht gab», führte Andrea
Gmür-Schönenberger (mitte, LU) als weitere Votantin aus. Ihr sei wichtig, zu betonen,
dass mit der neuen Regelung keine Verpflichtung geschaffen werde. Der Entscheid, ob
eine Parlamentarierin ihr Legislativamt auch im Mutterschaftsurlaub ausüben wolle,
bleibe ihr selber überlassen.
In der Folge trat die kleine Kammer ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein und hiess sie
ohne Detailberatung mit 28 zu 3 Stimmen (2 Enthaltungen) gut. Die drei Gegenstimmen
stammten aus der SVP-Fraktion. Damit ging das Geschäft an den Nationalrat. 21

In der Herbstsession 2023 beugte sich der Nationalrat über die auf vier
Standesinitiativen zurückgehende Vorlage, mit der Parlamentarierinnen erlaubt
werden soll, ihr Mandat auch während eines Mutterschaftsurlaubes wahrzunehmen,
ohne den Anspruch auf Entschädigung zu verlieren, die ihnen aufgrund ihrer
beruflichen Tätigkeit zukommt. Die SPK-SR hatte vorgeschlagen, das
Erwerbsersatzgesetz um eine Ausnahmeregelung zu ergänzen: Gemäss dieser sollen
Parlamentarierinnen im Mutterschaftsurlaub bei Teilnahme an Ratsabstimmungen
sowie an Rats- und Kommissionssitzungen ihren Versicherungsanspruch nicht mehr
verlieren. Die Wahrnehmung des Parlamentsmandats soll aber freiwillig bleiben;
niemand darf gezwungen werden, an Sitzungen teilzunehmen, um die Idee des
Mutterschutzes nicht zu untergraben. 
Die SPK-NR unterstütze diesen Vorschlag und heisse es gut, dass die Regelung nicht auf
die Exekutive oder die Judikative ausgeweitet werde, erklärte Céline Widmer (sp, ZH)
für die Kommission. Allerdings wolle die SPK-NR die neue Regelung nicht wie vom
Ständerat beschlossen an eine Stellvertretungslösung koppeln. Eine Teilnahme an
Kommissionssitzungen müsse für eine Parlamentarierin im Mutterschaftsurlaub stets
möglich sein und nicht nur dann, wenn für eine Kommission eine
Stellvertretungsregelung fehle, so Widmer. Mit 21 zu 1 Stimme bei 2 Enthaltungen
empfahl die SPK-NR Eintreten und Annahme der so modifizierten Vorlage. 
Alle Fraktionssprechenden plädierten für Eintreten. Ausnahme bildete einzig die SVP-
Fraktion, für die Barbara Steinemann (svp, ZH) argumentierte, dass mit der neuen
Regelung erstens der Mutterschutz untergraben werde und zweitens eine
Besserstellung von Parlamentarierinnen im Vergleich zu «Mütter[n] im gewöhnlichen
Erwerbsleben» geschaffen werde. Es sei ein «falsches Signal», wenn
Parlamentarierinnen nicht nur das Geld der Mutterschaftsversicherung und die
Jahrespauschale erhielten, sondern auch noch die Gelder für die Sitzungen, an denen
sie neu teilnehmen könnten. Man schaffe damit zudem ein Präjudiz für weitere
Ausnahmen auch in der Privatwirtschaft. Die SVP werde die Vorlage «grossmehrheitlich
ablehnen» schloss Barbara Steinemann ihr Votum. 
Ein Antrag gegen Eintreten lag nicht vor, so dass die grosse Kammer sogleich zur
Detailberatung schritt. Dort hatte Pirmin Schwander (svp, SZ) einen Einzelantrag
eingereicht, der sich hinsichtlich der Stellvertretungsregelung für den Beschluss des
Ständerats stark machte. Ein Erwerbsersatzanspruch müsse ausgeschlossen werden,
wenn Vertretungsmöglichkeiten bestehen, so die Argumentation. Mit 149 zu 29 Stimmen
(4 Enthaltungen) wurde der Antrag Schwander abgelehnt. In der folgenden
Gesamtabstimmung erhielt der Entwurf breite Unterstützung. Mit 155 zu 22 Stimmen (5
Enthaltungen) schickte ihn die grosse Kammer mit der Differenz bezüglich der
Stellvertretungsregelung an den Ständerat zurück. In beiden Abstimmungen war die
Opposition aus der SVP-Fraktion gekommen. 22

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.09.2023
MARC BÜHLMANN

Noch in der Herbstsession 2023 bereinigten die beiden Kammern ihre Differenz im
Entwurf zur Revision des Erwerbsersatzgesetzes zur Neuregelung der
Mutterschaftsentschädigung von Parlamentarierinnen. Die Räte waren sich einig, dass
die Teilnahme an parlamentarischen Abstimmungen, Sessionen und Sitzungen von
Kommissionen für nationale, kantonale und lokale Parlamentarierinnen im
Mutterschaftsurlaub nicht mehr zu einem Verfall des Anspruchs auf
Mutterschaftsentschädigung für ihre Erwerbstätigkeit führen soll, die neben dem
Parlamentsmandat ausgeübt wird. Die Differenz zwischen den Räten bestand in der
Frage, ob die Teilnahme an Kommissionssitzungen nur dann unter die neue
Ausnahmeregelung fallen soll, wenn keine Regelung für eine Stellvertretung besteht.
Nachdem der Ständerat stillschweigend an dieser Bedingung festgehalten hatte, lag der
Ball beim Nationalrat. Man bedauere zwar das Nichteinlenken des Ständerats, da man
die Gesetzesänderung aber für «dringlich» halte, habe die SPK-NR einstimmig
beantragt, auf die Version des Ständerats einzuschwenken, erklärte Céline Widmer (sp,

STANDESINITIATIVE
DATUM: 29.09.2023
MARC BÜHLMANN
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ZH) noch in derselben Session. Diesem Antrag folgten die Volksvertreterinnen und
-vertreter stillschweigend. 

In den Schlussabstimmungen passierte die Gesetzesrevision den Nationalrat mit 152 zu
41 Stimmen (3 Enthaltungen) und den Ständerat mit 37 zu 3 Stimmen (3 Enthaltungen).
In beiden Kammern kam die Opposition hauptsächlich (Nationalrat) oder vollständig
(Ständerat) aus der SVP-Fraktion. 23

Mitte April 2024 verabschiedete der Bundesrat die Ausführungsbestimmungen
hinsichtlich der Neuregelung der Mutterschaftsentschädigung von
Parlamentarierinnen. Die entsprechende Änderung der Erwerbsersatzverordnung trat
per 1. Juli 2024 in Kraft. 24

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.04.2024
MARC BÜHLMANN

Arbeitsorganisation des Parlamentes
anpassen (Pa.Iv. 20.476)

Parlamentsmandat

Wie soll die Arbeitsorganisation des Parlamentes geregelt werden?  Diese Frage wurde
in verschiedenen allerdings erfolglosen Vorstössen immer wieder gestellt, etwa indem
eine Änderung der Sessionsrhythmen gefordert wird, um die Vereinbarkeit der
Parlamentsarbeit mit Familie und Beruf zu verbessern. Neu und in Form einer
parlamentarischen Initiative stellte Ada Marra (sp, VD) im Oktober 2020 die Forderung
auf, dass der Versammlungsrhythmus so angepasst werden solle, dass das Parlament
auch im Krisenfall rasch tagen könnte. Die SPK-NR gab der Initiative im Mai 2021, wenn
auch nur knapp mit 12 zu 11 Stimmen (bei 1 Enthaltung), Folge. Sie erachte den Vorstoss
als Auftrag, den Sitzungsrhythmus generell zu analysieren. Im Gegensatz dazu empfahl
die Kommission eine parlamentarische Initiative von Jörg Mäder (glp, ZH; Pa.Iv. 20.460),
die eine monatliche Wochensession in Krisenzeiten vorschlug, zur Ablehnung. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.05.2021
MARC BÜHLMANN

Im Mai 2022, also rund ein Jahr nach ihrer Schwesterkommission, die der
parlamentarischen Initiative von Ada Marra (sp, VD) für eine Änderung der
Arbeitsorganisation des Parlamentes knapp Folge gegeben hatte, sprach sich die SPK-
SR mit 8 zu 3 Stimmen gegen den Vorschlag aus. Die Vereinbarkeit von Familie, Beruf
und Parlamentsmandat, die vom Vorstoss bezweckt werde, würde allenfalls gar
erschwert, wenn der Sessionsrhythmus geändert würde und mehr kürzere Sitzungen
stattfinden würden, an denen dann berufliche und familiäre Pflichten hintanstehen
müssten. Einen Sessionsrhythmus zu finden, der allen Bedürfnissen gerecht werde, sei
nicht möglich. Auch die Handlungsfähigkeit des Parlaments in Krisen sei nicht vom
Sessionsrhythmus abhängig, weil stets auch ausserordentliche Sessionen einberufen
werden könnten.

Wiederum ein Jahr später beugte sich die SPK-NR den Überlegungen ihrer
Schwesterkommission und empfahl dem Nationalrat mit 12 zu 10 Stimmen bei 1
Enthaltung, der Initiative keine Folge zu geben. Sie schliesse sich hinsichtlich der
Handlungsfähigkeit in Krisen den Überlegungen ihrer Schwesterkommission an, so die
SPK-NR in ihrer Medienmitteilung. Monatliche Sessionen im Normalbetrieb würden
zudem verhindern, dass ein Parlamentsmandat noch nebenberuflich ausgeübt werden
könne. Zudem müsste die Parlamentsorganisation – etwa die Kommissionssitzungen
oder die Zusammenarbeit mit dem Bundesrat – ganz neu geregelt werden. Die Mehrheit
sehe deshalb keinen Handlungsbedarf. Die starke Kommissionsminderheit war jedoch
weiterhin der Meinung, dass die Vereinbarkeit «mit anderen Verpflichtungen» leichter
sei, wenn Sessionen häufiger, dafür kürzer stattfinden würden. Das Geschäft geht an
den Nationalrat. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.05.2023
MARC BÜHLMANN
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Zuerst hatte die SPK-NR für die parlamentarische Initiative von Ada Marra (sp, VD)
knapp (mit 12 zu 11 Stimmen) Folge geben empfohlen. Nach dem abschlägigen Entscheid
der Schwesterkommission kam sie dann aber – wiederum knapp mit 12 zu 10 Stimmen
bei einer Enthaltung – auf den Entscheid zurück und lehnte die Idee einer möglichen
Neuregelung der Arbeitsorganisation des Parlamentes ab. Entsprechend wurde in der
Herbstsession 2023 eine nationalrätliche Vorprüfung nötig. 
Konkret forderte Ada Marra, die als Initiantin zu ihrer Initiative sprach, einen neuen
Sessionsrhythmus. Seit 1848 treffe sich das Parlament alle drei Monate, um drei
Wochen zu arbeiten. Die Welt habe sich aber seit damals geändert und das Parlament
drohe seinen Einfluss zu verlieren, wenn es aufgrund der zu stark auseinanderliegenden
Sitzungen nicht auf aktuelle Ereignisse reagieren könne. Marra nahm Bezug auf eine
Studie, die Grundlage für den Bericht zu einem Postulat von Yvonne Feri (sp, AG; Po.
18.4252) bilde, die zeige, dass die dort befragten Parlamentsmitglieder mit dem
aktuellen Sessionsrhythmus aus Gründen der Vereinbarkeit der Parlamentsarbeit mit
Familie und Beruf oder aus Kritik an mangelnder Reaktivität auf Aktualität nicht
zufrieden seien. Dies zeige, dass die Diskussion um die Organisation der Sessionen
wichtig sei. Die Sprecherin der starken Kommissionsminderheit, Corina Gredig (glp, ZH)
plädierte für Folgegeben und fand es «diskussionswürdig» kürzere, dafür
regelmässigere Sessionen zu organisieren, um in Krisen rasch reagieren zu können – sie
schlug zweiwöchige Sessionen alle zwei Monate oder einwöchige pro Monat vor. Die
Kommissionssprecher Piero Marchesi (svp, TI) und Kurt Fluri (fdp, SO) erörterten, dass
die SPK-NR in ihrer zweiten Sitzung zum Schluss gekommen sei, dass man die
verschiedenen Krisen in der Vergangenheit bei einem alternativen Sessionsrhythmus
kaum besser bewältigt hätte. Eine parlamentarische Session brauche sorgfältige
Vorbereitung und bei Vorhaben, die rasch erledigt werden müssten, stehe das
Instrument der Dringlicherklärung zur Verfügung. Eine dreiwöchige Session erlaube es
ausserdem falls nötig, Differenzen in einer Vorlage in der letzten Sessionswoche zu
bereinigen, was einen Effizienzgewinn darstelle. Eine Änderung des Sessionsrhythmus
würde zudem viele weitere terminliche Anpassungen nötig machen – etwa bezüglich
Kommissionssitzungen oder Fraktionstagungen. Auch Kurt Fluri nahm Bezug auf das
Postulat Feri, das sich zur Bearbeitung in einer Subkommission des Büro-NR befinde.
Der Bericht, der auf der von Ada Marra erwähnten Studie beruhe, werde wohl bald
vorliegen. Gebe man in Entsprechung der Empfehlung der Kommissionsmehrheit der
parlamentarischen Initiative keine Folge, könne dies auch als Zeichen dafür
interpretiert werden, diese Arbeiten zuerst abwarten zu wollen. Die Mehrheit des
Nationalrats folgte diesem Ansinnen und gab dem Anliegen keine Folge. In den 101 zu 83
Stimmen (2 Enthaltungen) widerspiegelte sich nicht nur die knappe
Kommissionsmeinung, sondern auch die Haltung der geschlossenen Fraktionen von SP,
GP und GLP (für Folge geben) bzw. SVP, FDP und Mitte (gegen Folge geben). Damit war
das Geschäft erledigt. 27
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Kahtrin Bertschy muss wegen
Sitzungsteilnahme  Mutterschaftstaggeld
zurückbezahlen

Parlamentsmandat

Anfang April 2022 entschied das Bundesgericht letztinstanzlich, dass Kathrin Bertschy
(glp, BE) Mutterschaftstaggeld zurückzahlen muss. Weil sie im März 2019, also wenige
Wochen nach der Geburt ihrer Tochter, im Nationalrat abgestimmt habe, gelte ihr
Mutterschaftsurlaub als abgebrochen. Die von ihr nachher bezogenen Taggelder für ihre
freiberufliche Arbeit muss die Nationalrätin laut Gerichtsurteil deshalb zurückerstatten.
Die Tätigkeit als Parlamentarierin gelte als «umfassende Arbeitsleistung» und das
Erwerbsersatzgesetz sehe vor, dass der Anspruch auf Entschädigung erlösche, wenn die
Arbeit wieder aufgenommen werde, so die Begründung des obersten Gerichts. Kathrin
Bertschy hatte die Rückzahlungsforderung der Ausgleichskasse zuerst ans Berner
Verwaltungsgericht und dann ans Bundesgericht weitergezogen. 

Kathrin Bertschy zeigte sich ob des Urteils in den Medien enttäuscht. Damit würde
Müttern mit Parlamentsmandat faktisch untersagt, ihre demokratischen Rechte
auszuüben. Es gehe ihr nicht ums Geld – ihr hauptsächliches Einkommen stamme aus
der Parlamentsarbeit und der zurückzuzahlende Betrag liege bei rund CHF 7'000,
wusste die NZZ zu berichten –, sondern darum, Parlamentarierinnen auf kantonaler
Ebene zu schützen, die unter Umständen hohe Einbussen hätten, wenn sie sich für ihre
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politischen Rechte statt für ihr Einkommen entscheiden würden. Zu diesem Entscheid
würden sie gezwungen, «einfach, weil sie Mütter geworden sind», so Bertschy im Tages-
Anzeiger. 

Ebenfalls abgelehnt wurde vom Bundesgericht die Forderung Bertschys, dass die
Taggelder nach Ende der Frühjahrssession 2019 wieder hätten ausgerichtet werden
müssen. Das Gesetz sehe vor, dass die 14 Wochen Mutterschaftsurlaub am Stück zu
beziehen seien, so das Bundesgericht in seinem Urteil. Es sei entmündigend, dass
Mütter nicht selber entscheiden dürften, wie sie den Mutterschaftsurlaub aufteilten,
hatte Bertschy vergeblich argumentiert. 

Der Fall wird ein Nachspiel haben – nicht nur, weil sich der Frauenverband Alliance F
überlegte, das Bundesgerichtsurteil vor dem europäischen Menschenrechtsgerichtshof
anzufechten, sondern auch, weil sich das Parlament mit vier Standesinitiativen
beschäftigte, die eine Regelung für eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft und
Parlamentsmandat forderten. 28

Organisation der Sessionen (Pa.Iv. 23.475)

Parlamentsorganisation

Der Bericht zum Postulat von Yvonne Feri (sp, AG), der Massnahmen für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf, Familie, Politik und Parlamentsarbeit aufgezeigt hatte, löste
bei der SPK-NR einige Betriebsamkeit aus: Neben einer parlamentarischen Initiative,
die eine Verbesserung der Versicherungsdeckung von Parlamentsmitgliedern (Pa.Iv.
23.473) forderte und einer parlamentarischen Initiative für eine stärkere Unterstützung
durch persönliche Mitarbeitende (Pa.Iv. 23.474) wollte die Kommission mit Einreichung
einer dritten parlamentarischen Initiative auch die Organisation der Sessionen
verbessern. Ziel sei eine «bessere Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben sowie [...]
eine bessere Vertretung der Gesellschaft im Parlament», so die Begründung im
eingereichten Text, der mit einer 13 zu 10 Stimmenmehrheit beschlossen wurde. Ein
anderer Sessionsrhythmus und angepasste Arbeitszeiten könnten zu einer besseren
Einbindung von Frauen, jungen Menschen und «Familienverantwortlichen» führen, so
die Kommission. 

Ende Juni 2024 zog die SPK-NR das Anliegen dann allerdings zurück. Ein Grund dafür
dürfte der Beschluss der Schwesterkommission gewesen sein, die im April 2024 keine
Zustimmung geben wollte. Mit 5 zu 3 Stimmen beschloss die SPK-SR damals, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Dies mit der Begründung, dass eine
«für alle ideale Lösung» hinsichtlich Dauer und Rhythmus der Sessionen wohl nie
gefunden werden könne. 29
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